Diele Zettun erſcheint täglich Morgens 
und Abends, Kr Ken 12 des Sonntags — 
Abends und Montags früh. * 


Beſtellungen 
einen an alle Poſt⸗Anſtalten des In⸗ 
und Auslandes; in Berlin die Expeditionen 
Behrenſtraße No. 72. und 
Kurſtraße No. 52. 


In den Expeditionen ſo wie bei den 
Diſtributionen kann das Abendblatt ſchon 
um 6 Uhr abgeholt werden. 
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politiſche Zeitung für das co 


Berlin, den 20. Oktober. 


Mit Wehmuth ſahen wir heute die Opfer eines Kampfes 
vorübertragen, der arm an Ruhm war und überreich an Klage. 
Aber vor Särgen ſchweigt das Urtheil und muß namenloſer 
Trauer weichen. 

Seit Jahren rief das deutſche Volk nach Freiheit: und 
nun ſie kommt, triefen ihre Fußſtapfen von Blut! Waren 
denn unſere Gebete thöricht? Verdienten ſie es nicht erhört zu 
werden? 

Dort ſchreitet der Zug langſam durch die Straßen, die 
Trommeln wirbeln dumpf, und Waffen und Fahnen trauern, 
wie ihre Träger. Alle klagen, daß dieſer Zug nicht Märtyrern 
der Freiheit gelten kann. Wer ihnen dieſen Namen giebt, dem 
winken jene Todten, die jetzt aus reineren Geiſteraugen blicken, 
daß ſie ſich des Kampfes, in dem ſie fielen, nicht mehr rühmen. 

Auch Vertreter der Nation ſehen wir im Gefolge, Väter 
des Volkes, die ihm ſein Geſetz ſchaffen. Ihre Gegenwart iſt 
eine ſtrafende Mahnung, daß das Geſetz heilig fein Toll, zugleich 
ein Zeugniß, daß ſie ſeinen Uebertretern nicht über das Grab 
hinaus zürnen. 


Hier giebt es keinen Zwieſpalt zwiſchen Ständen, die zu. 


verföhnen wären; nur mit jenen Todten bedarf es der Verſöh— 
nung, und wer ein Menſch iſt, wird ſie nicht verweigern. 


Das Volk aber möge hinausgehen an ihre Gruft und dort 
Gelübde ablegen, den Geſetzen des Vaterlandes treu zu ſein! 


Aus dem Konzertſaal. 


+ Berlin, 20. Oktober. Wir werden es nicht vergeſſen, 
und mit uns das Land, wie der Abgeordnete Brodowski geſtern 
feierlich von der Rednerbühne herab die Verſicherung gab, ſeine 
Landsleute trügen ſich nicht mit dem Gedanken, ein polniſches 
Reich zu ſtiften, ſondern verlangten lediglich die Erfüllung der 
1815 gemachten Verheißungen, und begnügten ſich mit den da⸗ 
mals garantirten nationalen Einrichtungen unter preußiſcher Ho⸗ 
heit. Dieſer feierlichen Verſicherung hat keiner der anweſenden 
polniſchen Abgeordneten widerſprochen. Das ganze polniſche Volk, 
ſoweit es Preußen angeht, war vertreten im Konzertſaal. Wir 
acceptiren jene Verſicherung. Deutſchland, Europa, vie civili- 
ſirte Welt vernehme das öffentliche Bekenntniß der Polen. In 
dem Augenblick, als die freigewählten Vertreter des Preußenvolks 
die Grenzmarken ihres Staats zu beſtimmen hatten, als deutſche 
Abgeordnete die Forderung ſtellten, ſich mit Polen auseinanderzu⸗ 
ſetzen, da traten die Vertreter Polens mit der Erklärung hervor, 
daß ſie kein polniſches Reich zu ſtiften beabſichtigten. Wir fordern 
die Organe der öffentlichen Meinung, nicht nur im Vaterlande, 
ſondern in Frankreich und England, wo der edlen Menſchenfreunde 
große Zahl für die Herſtellung eines Polenreiches Partei nimmt, 
wir fordern die Parlamente jener Länder auf, dieſe Thronentſa⸗ 
gung der polniſchen Nation, ſoweit ſie unter dem Fittige des 
preußiſchen Adlers wohnt, dieſe freiwillige Verzichtleiſtung auf einen 
eignen Staat in ihren Annalen von 1848 verzeichnen zu wollen. 
In den Annalen Deutſchlands ſoll das verhängnißvolle Wort 
Brodowski's mit unauslöſchlichen Flammenzügen geſchrieben ſtehn. 
Dieſes Wort wird künftig Zeugniß ablegen wider Jeden, ſei er 
Polenfreund oder Pole, der unſer Volk um der Sünde ſeiner 
Väter willen vor den Richterſtuhl der Geſchichte ladet, und wegen 
Ungerechtigkeit gegen Polen anklagt. Das feierliche Wort des Ab⸗ 
geordneten für Schrimm — ich mag nicht ermeſſen, wen es ver⸗ 
urtheilt! — aber Deutſchland wird es freiſprechen. 

Die Polen im Großherzogthum Poſen wollen nicht ein polni⸗ 
G15 Reich ſtiften. Das Großherzogthum Poſen, wie die deutſchen 
Bürger dieſer Provinz bisher gefürchtet haben, ſoll nicht ein pol⸗ 
niſches Reich bilden. Dagegen macht die polniſche Nationalität 
dieſer Landſchaft den Anſpruch auf endliche Verleihung der ihr 
von Gott und Rechts wegen zuſtehenden Privilegien, welche ſeit 
dem Jahre 1815 des Schutzes und der Anerkennung entbehrten. 

Der polniſchen Nationalität im Großherzogthum Poſen kom⸗ 
men dieſe Privilegien zu, keineswegs dem Territorium des Groß⸗ 
herzogthums. Die Mittheilungen aus den Traktaten, welche das 
7 Mitglied für Cleve der Verſammlung eröffnet hat, laſſen 

ierüber keinen Zweifel. Wollte man noch tiefer auf die Geſchichte 
dieſes Territoriums eingehen, ſo wäre man genöthigt, um nicht 
in Bauſch und Bogen abzuurtheilen, mehr als Eine Demarca⸗ 
tionslinie zwiſchen den völlig heterogenen Beſtandtheilen zu ziehen, 
welche der Kollektivname „Großherzogthum Poſen“ einbegreift. Es 
wird genügen, daran zu erinnern, daß der Kern der Provinz Po- 
ſen, ehe derſelbe einen Theil des Herzogthums Warſchau bildete, 
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mit andern Diſtrikten, welche jet zum Königreich Polen gehören, 
die ſehr bezeichnende Benennung „Südpreußen“ geführt hat und 
1815 ohne jene Diſtrikte von Peußen zurückerworben wurde. 
Der polniſchen Nationalität ſtehen die feſteſten Zuſagen, die 
beſtimmteſten Verſicherungen, die heiligſten Garantieen zur Seite. 
| Die Polen des Großherzogthumz waren feit 1815 ebenjo recht⸗ 
los wie wir Deutſche. In derſelben großen Stadt, auf welche 
gegenwärtig die Feuerſchlünde der Slawen gerichtet ſind, wurde 
den Polen der Schutz ihrer Sprache, und uns Deutſchen die Preß⸗ 
freiheit verbrieft. Aber wir haben das unerträgliche Joch für 


ten wir den Polen ihr gutes Recht verkümmern. Das darf nun 
und nimmer geſchehen. 


Das Amendement des Abgeordneten von Elbing, welches freilich 
nicht in den Titel vom Staatsgebiet zu paſſen ſcheint, zielt auf 
Anerkennung jener unverbrüchlichen National⸗Rechte der Polen im 
Großherzogthum Poſen. Die Faſſung iſt freilich minder billigens⸗ 
werth, als die Tendenz, weil Herr Phillips ungeſagt gelaſſen hat, 
ob jene verbrieften Rechte Territorialrechte, oder ob fie National⸗ 
rechte ſeien; weil der Wortlaut ſeines Antrags eher noch auf 
Territorialrechte ſchließen läßt, von denen nachweislich hier nicht 
die Rede ſein kann, indem den deutſchen Bewohnern des Groß⸗ 
herzogthums weder Schutz der deutſchen Sprache, noch ein Statt⸗ 
halter deutſcher Abkunft u. ſ. f. in den Traktaten verheißen iſt. 
Für das Amendement Phillips (Nr. 370) möchten wir daher das 
Unter⸗Amendement vorſchlagen, ſtatt „den Bewohnern des Groß⸗ 
herzogthums Poſen“ zu ſetzen: „den Polen im Großherzogthum 
Poſen“. — Somit wäre Seitens unſerer Volksvertreter das ur⸗ 
kundliche Recht der polniſchen Nationalität und zugleich die von 
der deutſchen Reichs⸗Verſammlung beſchloſſene Garantie fremder 
Nationalitäten verfaſſungsmäßig anerkannt. Nichtsdeſtoweniger 
fände dieſer ſo modifizirte Antrag des Abgeordneten von Elbing 
nicht im Titel I., Artikel 1, ſondern im Titel II. von den 
ſtaatsbürgerlichen Rechten und zwar als Zuſatz zu Artikel 3 des 
Kommiſſions⸗Entwurfs feine rechte Stelle *). 

Die Polen wollen kein eignes Polfiſches Reich ſtiften. So 
wollen ſie denn mit uns Preußen das ſtaatliche Leben theilen und 
unſrer politiſchen Gemeinſchaft angehören. Damit iſt nicht etwa 
der Status quo beibehalten. Denn dem Naturſtande des abſolu— 
tiſtiſchen Willkürregiments enthoben, auf einer Verfaſſung eine 
neue ſtaatliche Exiſtenz gewinnen, heißt, Land und Leute, die bis⸗ 
her zuſammengewürfelt waren, durch geiſtige Bande ver⸗ 
einigen. Eben darin ſcheint uns das Räthſel der Sphinx gege- 
ben, welche jetzt an der Donau des Oedipus wartet, ſei er ein 
Demagog, oder ein Habsburg oder — Kroate! 

Wollen die Polen in dieſem Sinne mitaufgenommen ſein in 
das neue Preußen, wollen ſie nicht ein eigenes Reich ſtiften, dann 
dürfen ſie auch nicht ein eigenes Reich in Preußen ſtiften, dann 
dürfen fie nicht außerhalb Deutſchlands Preußen zu fein präten⸗ 
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immer abgeſchüttelt und wir wären jetzt werth, es zu tragen, woll⸗ 
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diren. Das neue Preußen iſt ein großes Glied an der Phidias⸗ 


ſtatue des deutſchen Reichs; Deutſchland ohne Preußen iſt ein ſchö— 
ner Torſo. Wenn die Polen aufrichtig für jetzt Verzicht leiſten, 
ein eigenes polniſches Reich zu gründen, dann müſſen ſie mit 
Preußen in Deutſchland aufgehen. In Deutſchland aufgehen muß 
dann das ganze Großherzogthum Poſen; wohlverſtanden, nicht die 
polniſche Nationalität. Sie wird dem deutſchen Reich ein heili— 
ges Vermächtniß ſein, bis daß die Zeit ſich vollendet und das 
Andenken des Sobieski nicht mehr uns Deutſchen vor Scham die 
Wange röthet. | 


Inhalt. 


Deutſchlaud. Frankfurt a. M. (Geburtsfeier des Königs von Preußen; 
Auswanderungs-Kongreßſſ.) Schreiben aus Stettin, (Kommiſſion zur 
Unterſuchung des Swinemünder Hafens; die demokratiſche Partei.) Jülich. 
(Schreiben an Herrn von Berg von ſeinen Wählern.) Schreiben aus Ham- 
burg. (Sieg der Liberalen bei den Wahlen.) Schleswig. (Sitzung der 
Landes ⸗Verſammlung; Schreiben des Reichs-Commiſſars über die Ausfüh⸗ 
rung des Waffenſtillſtandes.) Kiel. (Behandlung der Holſteinſchen Schiffe 
von Seiten Dänemarks. Hadersleben. (Volksverſammlung; Beſchluß ge- 
gen die Theilung Schleswigs.) Dresden. (Kammerdebatte über die Abbe⸗ 
rufung der Geſandten; Truppenſendung nach dem Voigtlande.) Schreiben 
aus Leipzig. (Durchreiſe des Erzherzogs Stephan; Blum's Sendung 
nach Wien; demokratiſcher Kongreß.) Bernburg. (Miniſterkriſis.) A us 
Rheinheſſen. (Bezirks - Eintheilung.) Vom Rhein. (Demokratiſcher 
Verein.) Karlsruhe. (Diskuſſion der Gemeinde-Ordnung in der zweiten 
Kammer.) Mannheim. (Forderungen der Bürger⸗Verſammlung.) Mün⸗ 
chen. (Veränderungen in den Miniſterien; Hofnachrichten; Programm des 
Bürgervereins für Landtagswaheln; Abſchaffung körperlicher Juchtigung; 
Gluckſches Standbild.) Speier. (General⸗Synode.) Wien. (Die Er⸗ 
laſſe des Nationalgarden Commandeurs an Jellachich und Auersperg; 


) Artikel 3 würde dann lauten: „Die Begindungen für die Erwerbung 
und den Verluſt der Eigenſchaft eines Preußen, ſo wie für die Ausübung 
der ſtaatsbürgerlichen Rechte werden durch die Verfaſſung und beſondere 
gleichzeitig mit dieſer Verfaſſungs⸗ Urkunde zu erlaſſenden, 
organiſchen Geſetze beſtimmt, deren Eines die den Polen im Großherzog⸗ 
thum Poſen bei der Verbindung deſſelben mit dem preußiſchen Staat einge- 
räumten beſondern Rechte gewährleiſtet. 
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rung ſich freiwillig gerichtet — die geeignetften Anſiedlungspunkte dar. 


Andere Anſtedlungspunkte ſind jedoch nicht ausgeſchloſſen und der Zu⸗ 


kunft überlaſſen. d) Bei der Gründung von Anſiedlungen ſind folgende 
leitende Grundſätze feſtzubalten: &) eine möglichſt ſichere Exiſtenz, na⸗ 
mentlich für unbemittelte Auswanderer, zu gründen; 6) Verbeſſerung 
unſerer vaterländiſchen Verhältniſſe durch Beſeitigung der Folgen einer 
beſtehenden Uebervölkerung und dadurch, daß die bisher auf die Aus⸗ 
wanderung verwendeten und für Deutſchland größtentheils verloren ge⸗ 
gangenen Geldmittel mit möglichſter Sicherheit wieder zurückfließen, und 
daß endlich 5) alle und jede gewinnſüchtige Speculationen abgeſchnitten 
ſein ſollen. e) Der bleibende Ausſchuß hat zu prüfen und öffentlich zu 
begutachten, in wiefern die vorgelegten Anſiedlungsplane den aufgeſtell⸗ 
ten leitenden Grundſätzen entſprechen. 


* Stettin, 19. Oktober. Es iſt, wie Ihre Zeitung bereits ge- 
meldet hat, vor Kurzem eine Kommiſſion unter Leitung des Geh. Ober⸗ 
Finanz⸗Rathes Oeſterreich nach Swinemünde geſandt worden, um feſt⸗ 
zuſtellen, ob der dortige Hafen ſich zum Kriegshafen eignet. Die Unter⸗ 
Neck ſoll ein nicht ungünſtiges Reſultat ergeben haben. Zur weitern 
Verfolgung dieſer Angelegenheit iſt daher die Ausarbeitung des desfall⸗ 
ſigen Projekts angeordnet worden. Die Koſten würden ſich nach einem 
ungefähren Ueberſchlag auf 2 Millionen Thaler belaufen. Die Kom⸗ 
miſſon wird demnächſt auch den Danziger Hafen einer gleichen Unter⸗ 
Möung unterwerfen. s 

uch hier hat die demokratiſche Partei ſich nicht bei der Feier des 
15. Oktober betheiligt, ſtatt deſſen aber den 18ten als den Befreiungs⸗ 
tag Deutſchlands gefeiert. Wenn dieſe Parthei auch von ſich rühmt, 
Stettin ſchon gänzlich „demokratiſirt“ zu haben, ſo ſchrumpft dieſes 
Eigenlob dem wirklichen Stande der Dinge doch zu einem bloßen „re⸗ 
vublikaniſchen Wschr herab ie die Verbrüderung mit den Solda⸗ 
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13. Mai 1844, ein neuer däniſch Meßbrief mitgegeben, wonach das] vom Abgeordneten Tzſchirner geſtellten 


Schiff beim Abgehen als inländiſch handelt wird; der in anordrdnungs⸗ 
widriger Form von der betreffend, Zollſtätte in Schleswig oder Hol⸗ 
ſtein ausgeſtellte Meßbrief iſt hierhe zur Caſſation zu ſchicken, mit einem 
Bericht über das bei jedem einzeln Vorfall Paſſirte. Das Kollegium 
behält ſich vor, nach Umſtänden af Anſuchen ein Schiff beim Ankom⸗ 
men von der Behandlung als unprilegirt zu be reien, wenn es gehö⸗ 
rig nachgewieſen werden kann, daß as däniſche Nationalmark durch Ge⸗ 
walt von ungeſetzlichen Behörden asgehauen worden iſt ꝛc. Wird da⸗ 
gegen irgend ein in Schleswig zuHauſe gehöriges Schiff mit einer 
anderen als der däniſchen Flagge bunden, mag es nun mit dem Mark 
„Danſk Eiendom“ verſehen ſein ode nicht, jo iſt daſſelbe bis auf wei- 
tere Ordre von hier feſtzuhalten; ebnfalls werden die Königlichen Zoll⸗ 
kreuzer, nöthigenfalls mit Gewalt, wenn ſie ſolches Schiff antreffen, 
daſſelbe nach der nächſten Zollſtätte m Königreiche aufbringen. Dafür, 
daß eine ungeſetzliche Flagge gehiß worden, wird von der däniſchen 
Regierung keine Entſchuldigung als genügend angenommen werden. — 
Was die in Holſtein zu Haufe gehiigen Schiffe betrifft, ſo wird die 
Anweſenheit der däniſchen Nationalzichen bis auf Weiteres nicht gefor⸗ 
dert werden, wogegen die Schiffe, velche dieſe Zeichen nicht mehr füh⸗ 
ren, als unprivilegirt zu behandeln ſind. Auf Veranlaſſung vorgekom⸗ 
mener Anfrage wird bemerkt, daß Solettel von einer Zollſtätte in den 
Herzogthümern als hinlängliche Legitimation für den Abgang eines 
Schiffes von dort angenommen werden können, wogegen Ankunfts ⸗At⸗ 
| tefte (Rück- Attefte) im Fall der Aieklarirung dahin nicht verlangt 
ailerden.“ 


Hadersleben, 16. Okt. Geſten wurde auf dem hieſigen Rath⸗ 
hauſe eine Volksverſammlung gehalten, welcher nahe an 500 Bewohner 
der Stadt beiwohnten. Der von Apnrade gewählte Abgeordnete für 
frankfurt, Dr. Gülich, gab über ſene bisherige Thätigkeit auf dem 
reichötage Rechenſchaft und erörterte beſonders die Verhältniſſe der 
derzogthümer. Unter den verſchiedemrtigen Projekten zur Theilung 
Schleswigs hob Dr. Gülich beſonders ins hervor, das durch England 
interſtützt bisher die meiſten Chancen zi haben ſchien und darin beſteht, 
aß man geſonnen iſt, eine Theilungslinie von der Gjennerbucht nach Romöe 
u ziehen. Nach einem anderen Projekt würde über die Trennung Nord⸗ 
chleswigs eine Abſtimmung der dort anfäffigen Einwohnerſchaft zu entſcheiden 
haben. Dieſe Mittheilung brachte die heftigſte Aufregung in der Ver⸗ 
ammlung hervor, und nach längerer Debatte ward auf den Vorſchlag 
des Dr. Markus folgende Erklärung der apenrader Volksverſammlung 
in die Centralgewalt in Frankfurt beſchloſſen: „Nachdem wir von dem 
Abgeordneten zur frankfurter Reichs⸗Verſammlung, Dr. Gülich, davon 
n Kenntniß geſetzt worden ſind, daß es beabſichtigt werde, die zwiſchen 
Deutſchland und Dänemark in Betreff der Herzogthümer Schles⸗ 


vig = Holſtein obſchwebende Streitfrage durch eine Theilung 
des Herzogthums Schleswig und Einverleibung des nördlichen 
Theiles deſſelben in das Königreich Dänemark zu erledigen, 


o wie, daß eventuell die Bewohner des nördlichen Schleswig durch eine 
ziſtriktsweiſe vorzunehmende Abſtimmung darüber zu entſcheiden haben 
vürden, welche Theile des Herzogthums dem Königreiche einzuverleiben 
vären, erklären wir: 1) Daß wir gegen jede Theilung des Herzogthums 
ius dem Geſichtspunkte des Rechts feierlichſt proteſtiren müſſen. 2) Daß, 
venn die National ⸗Verſammlung beſchließen ſollte, von dem ſtrengen 
Recht der Herzogthümer abzuſehen, und eine Abſtimmung der Bevölke⸗ 
ung über die Theilung des Herzogthums zuzulaſſen, dieſe Abſtimmung 
mr von dem ganzen Herzogthum durch die Landes⸗Verſammlung, even⸗ 
ul durch eigens zu dem Zweck gewählte Vertreter vorgenom⸗ 
nen werden müſſe, da es der Billigkeit entſpricht, daß ſowohl der 
Süden und die Mitte Schleswigs über die Abtrennung des Nordens, 
als der Norden über die Abtrennung des Südens und der Mitte gehört 
werde. 3) Daß, wenn die National⸗Verſammlung beſchließen 2 — 
die fragliche Abſtimmung nur im Norden des Herzogthums ſtattfinden 
zu laſſen, dann doch nur, da es ſich um eine Territorialfrage handelt, 
die mit Grundbeſitz angeſeſſenen Bewohner des Herzogthums zur Ab⸗ 
ſtimmung zuzulaſſen, und jedenfalls alle gebornen Dänen, ſofern ſie 
nicht 10 Jahre im Herzogthum anſäſſig, von der Abſtimmung ausge⸗ 
ſchloſſen werden müſſen.“ (Folgen die Unterſchriften.) . N. 


Dresden, 17. Oktober. Im Anfange der heutigen Sitzung der 
zweiten Kammer erklärt der Abgeordnete Tzſchirner: Er müſſe leider 
beute einen ähnlichen Gegenſtand, wie geſtern vorgekommen, zur Sprache 
bringen. Es ſei ihm heute mitgetheilt worden, daß geſtern in den 
Vormittagsſtunden der Major v. Wurmb beim Infanterie ⸗Regimente 
Max ſeinen Soldaten ausdrücklich erklärt habe, ſie ſollten den Vater⸗ 
landsverein nicht mehr beſuchen, man möge ihm dies zu Liebe thun. 
Ein Aehnliches habe ſich auch früher der Oberſt v. Süßmilch erlaubt, 
und bei der letzten Verſammlung des Vaterlandsvereins habe der Feld⸗ 
webel diejenigen Soldaten, welche dieſelbe beſucht, aufgezeichnet, und es 
ſei auch ſchon gegen einige derſelben deshalb konſtituirt worden. Es 
ſehe bald ſo aus, als ob viele der Herren Offiziere ſich mit dem neuen 
Zeitgeiſte nicht vereinigen könnten, und es würde nichts übrig bleiben, 
als, wie es in Preußen geſchehen, zur Sicherung des Vereins ⸗ und 
Verſammlungsrechts einen Antrag zu ſtellen. Er beantrage daher, die 
Staatsregierung zu erſuchen, durch das Kriegs⸗Miniſterium einen Be⸗ 
fehl an ſämmtliche Offiziere zu erlaſſen, daß ſie ſich aller Einmiſchun⸗ 
gen in das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht der Soldaten zu enthalten 
hätten, und dieſelben mit ihrem Ehrenworte dazu zu verpflichten. Die⸗ 
ſer Antrag iſt auf eine der nächſten Tagesordnungen verwieſen worden. 
Hierauf ergreift Abg. Neidhardt das Wort: Es ſeien ihm Schriften 
aus dem Voigtlande zugekommen, in denen erklärt würde, daß joner 
Landestheil und beſonders das untere Voigtland ſehr zufrieden damit 
ſeien, daß Militair zu ihnen gelegt worden. Die Leute dort ſeien froh, 
daß nach der leipziger Meſſe ihnen Arbeit verſchafft worden ſei, und 
der Vaterlandsverein werde dort nicht mehr ſehr beſucht. Im oberen 
Theile des Voigtlandes ſeien einige Orte, wo es unruhig ſei, es ſeien 
dort Verſammlungen, in denen Redner aufregende Reden hielten, und 
nicht ohne Wirkung. Die ruhigen Bewohner hätten darum bei der 
Regierung nachgeſucht, ihnen Schutz zu gewähren. Daher ſei das 
Militair dorthin gekommen, und man habe daſſelbe freudig begrüßt. 


Es ſei vielmehr eine Mißſtimmung darüber, daß einige Volksredner, 


die in neuerer Zeit eingezogen worden ſeien, jetzt wieder freigelaſſen 
worden wären. Abgeordneter Tzſchirner: Auch ihm ſeien ſchriftliche 
Mittheilungen zugekommen, in denen gerade das Gegentheil behauptet 
werde. Die Anſichten ſeien verſchieden. Der Aengſtliche wünſche ſich 
Militair, der Andere habe Vertrauen zum Volke. — Sodann geht die 
Kammer zur Berathung des Berichts der dritten Deputation, über die 
Anträge der Abgeordneten Küttner und Tzſchirner wegen Zurückberufung 
der ſächſiſchen Geſandten vom Auslande und den deutſchen Staaten 
über. Im Berichte ſind die Gehalte als auch der Aufwand für das 
Miniſterium der auswärtigen e aufgeſtellt, welche Poſten 
die Summe von 107,877 Thlr. 23 Ngr. 4 Pf. ergeben. Die Geſand⸗ 
ten befänden ſich überall gegen viermonatliche Kündigung auf ihren 
Plätzen, und es trete nach deren Ablauf ſofort die Ermäßigung bis auf 
den ihnen gebührenden Landgehalt ein. Werde nun die Kündigung bis 
zur Prüfung des nächſten Budgets verſchoben, ſo ſei vorauszuſehen, 
daß, wenn die betreffende Deputationsarbeit auch noch ſo raſch geliefert 
werde, fie doch vor Anfang Mai oder Juni 1849 kaum die Berathung 
in der Kammer paſſirt haben werde. Es handle ſich daher jedenfalls 
um einen Verzug von ſechs Monaten. Dieſe ſechs Monate brächten 
aber dem Staat einen Gewinn von mindeſtens 20,00 Thlr., ja noch 
weit mehr, wenn man erwäge, daß dann auch ein großer Theil der 
Geſandſchaftsſpeſen, die jährlich zu 15,600 Thlr. veranſchlagt ſeien, 
nicht ferner zu verausgaben ſein würde. a i ae 
Die Deputation (Referent Tzſchimer) giebt hiernach folgendes 
Gutachten: „ſowohl den von dem Abgeordneten Küttner, als auch den 


#3 
Antrag zu berückſichtigen und die 
Staatsregierung um die unverweilte fiene ſämmtlicher Geſandten 
im Auslande ſowie innerhalb der deutſchen Staaten, mit alleiniger Aus⸗ 
nahme des Bevollmächtigten bei der Centralgewalt, zu erſuchen.“ Die 
Debatte eröffnete Abgeordneter Geißler; derſelbe wünſcht, daß die Ge⸗ 
ſandtſchaft in Petersburg beibehalten werde, da ſie den Landes⸗Ange⸗ 
hörigen von bedeutendem Nutzen ſei, z. B. Gelder, welche von dorther 
gelangt, ſeien durch dieſe Geſandtſchaft gekommen. Die Geſandtſchaf⸗ 
ten ſeien, wie ſo vieles früher Beſtandene, in ein mißliebiges Licht ge⸗ 
rathen, das liege im jetzigen Zeitgeiſte. Faſt alles Frühere treffe eine 
ewiſſe Mißachtung, und man könne es nicht ſchnell genug beſeitigen. 

eferent Tzſchirner: Das deutſche Volk habe Urſache zu eilen, um ſich 

einer Maſſe von drückenden Inſtituten zu entledigen, es könne, eine Zeit 
kommen, wo dies nicht mehr möglich wäre. Die Deputation habe die 
Geſandten auch nicht als völlig unbrauchbar dargeſtellt, allein man finde 
doch den Koſten⸗Aufwand mit dem Nutzen derſelben nicht im Einklange. 
Wenn einmal Deutſchland die Centralgewalt habe, warum brauche da 
noch ein einzelner Staat, wie Sachſen, einen Geſandten? Abgeordneter 
Schenk: Darin ſei er mit den Radikalen einig, daß die Beamten ſo viel 
als möglich vermindert werden möchten. Entweder habe die Central⸗ 
gewalt die Abberufung der Geſandten befohlen oder nur ſuaſoriſch die⸗ 
ſelbe angeordnet. Jedenfalls könne er hierüber Auskunft erhalten. 
Staats ⸗Miniſter v. d. Pfordten: Auf die Andeutungen, daß 

von der Centralgewalt eine Aufforderung an die einzelnen Regierungen 
ergangen ſei, die Geſandten abzuberufen, fühle er ſich veranlaßt, die 
betreffenden Thatſachen offen vorzuführen. Wenn auch früher, 1834, 
es für gut befunden worden wäre, über die ähnliche Frage in 
eheimer Sitzung zu verhandeln, ſo wolle er dies nicht, weil er die 


achtheile, die aus Mißtrauen entſpringen könnten, für be⸗ 
deutender halte als die, welche etwa durch die öffentliche 
Verhandlung dieſer Frage hervorgehen möchten. Die That⸗ 


ſachen ſeien folgende: Am 20. September ſei auf Veranlaſſung 
der durch den Waffenſtillſtand zu Malmoe eingetretenen Ereigniſſe 
und Folgerungen von der Centralgewalt ein Rundſchreiben an alle 
deutſche Regierungen erlaſſen worden, in welchem die Anſicht ausge⸗ 
ſprochen geweſen, daß die Geſandtſchaften zu centraliſiren ſeien, und es 
werde deshalb gewünſcht, daß die einzelnen Geſandten nunmehr abbe⸗ 
rufen würden, oder daß denſelben eröffnet werde, wie die politiſche Ver⸗ 
tretung Deutſchlands, ſei es in Betreff des Krieges oder des Friedens, 
von nun an ausſchließlich in das Bereich der Reichsgeſandten gehöre. 
Es würde hierüber von ſämmtlichen Regierungen eine Erklärung er⸗ 
wartet. Die ſächſiſche Regierung habe nun am 6. Oktober auf das am 
28. September eingegangene Rundſchreiben ihre Bereitwilligkeit der Cen⸗ 
tralgewalt erklärt, da auch ſie überzeugt ſei, daß die politiſche Vertretung 
Deutſchlands der Centralgewalt zu überlaſſen und die Geſandten über⸗ 
haupt abzuberufen ſeien, und es würde dies Letztere, ſobald die Um⸗ 
ſtände es erlaubten, geſchehen. Doch müſſe zuvor erwartet werden, ob 
auch die übrigen Regierungen ſich hierzu veranlaßt fänden, ſonſt würde 
dieſer Schritt keinen Erfolg haben, wohl aber Nachtheil für Sachſen 
bringen können. Daß es aber der Regierung Ernſt damit ſei, die Ge⸗ 
ſandten thunlichſt bald abzuberufen, werde dadurch bewieſen, daß bereits 
am 16. September die auswärtigen Geſandten darauf aufmerkſam ge⸗ 
macht worden ſeien, daß die Frage über ihre fernere Beibehaltung jetzt 
einer Erörterung entgegengehe. Am 7. Oktober ſeien die Geſandten 
von dem Rundſchreiben in Kenntniß geſetzt und angewieſen worden, den 
betreffenden Höfen eine Dem entſprechende Erklärung zu geben, daß 
den Reichsgeſandten die politiſchen Angelegenheiten in die Hände gelegt 
worden ſeien. Die Regierung habe die feſte Ueberzeugung, daß den 
Reichsgeſandten, wenn die deutſche Einheit nicht ein bloßes Wort, ein 
leerer Schall ſein ſolle, volle Geltung gewährt werden müſſe. Ob das 
aber durch die plötzliche Abberufung der einzelnen Geſandten erreicht 
werde, bezweifle er, und es müſſe erſt die Frage erörtert werden, 
wann der Zeitpunkt da ſein werde, dieſe Maßregel eintreten zu laſſen. 

Nach längerer Debatte ſtellt Abgeordneter Metzler den Antrag: 
das Wort „unverweilte“ getrennt zur Abſtimmung zu bringen. Gegen 
ſofortige Abberufung ſprechen die Abgeordneten Reiche - Eifenftud, 
Rittner und Schenk, welcher den Antrag ſtellt: ſtatt des Wortes 
„unverweilte“ die Worte: „thunlichſt baldige“ im Deputstionsantrage 
aufzunehmen. a 

Staatsminiſter v. d. Pfordten lieſt unter Anderm noch ein wäh⸗ 
rend der Sitzung von Paris eingegangenes Schreiben vor, worin mit⸗ 
getheilt wird, daß der Reichsgeſandte die einzelnen Regierungen erſucht, 
vor der Hand ihre Geſandten noch auf ihren Poſten zu laſſen. Es 
ſeien nämlich die Geſandten von Mecklenburg und einem andern deut⸗ 
ſchen Staate abberufen worden, und Herr v. Raumer ſei durch die Ueber⸗ 
nahme der Vertretung dieſer Staaten in Verlegenheit gerathen, fo daß 
derſelbe zu obigem Verlangen ſich veranlaßt geſehen. Der Redner 
kleidet ſodann die Gründe gegen die ſofortige Abberufung der Geſandten 
in folgendes Bild ein: wenn Jemand 30 Jahre lang während eines 
tiefen Friedens eine Armee gehalten, ſo werde er es nicht für gut fin⸗ 
den, ſie aufzugeben, wenn Krieg drohe. Nachdem ſich noch Abgeord⸗ 
neter Helbig für die ſofortige Abberufung erklärt und Referent Tzſchirner 
im Schlußworte erklärt, daß Herr von Raumer wohl etwas zu ängſt⸗ 
lich geweſen ſei, auch ſo einzelne Fälle nicht maßgebend ſein dürften, 
wird der Deputationsantrag ohne das Wort „unverweilte“ einſtimmig, 
und der Schenk'ſche Antrag, ſtatt des Wortes „unverweilte“ die Worte 
„thunlichſt baldige“ zu ſetzen, gegen 13 Stimmen angenommen. 3 

| .) 


(D. A. 

Heute Morgen 8 Uhr ſind zwei Sechspfünder in größter Eile, 
wie verlautet, nach Amt Voigtsberg im Voigtlande unter ent⸗ 
ſprechender Kavalleriebedeckung abgegangen. Die zur Bedienung der 
Geſchütze gehörige Mannſchaft wurde von hier aus auf Wagen weiter 
transportirt. — Nach Wien beabſichtigen von hier aus Freiſchär⸗ 
ler zu gehen. — (D. A. Z.) 


,, Leipzig, 19. Oktober. Geſtern reiſte der Erzherzog Stephan, 
Erpalatin von Ungarn, über deſſen Aufenthaltsort lange nichts verlau⸗ 
tet hat, unter dem Namen eines Grafen Zichy hier durch nach Frank⸗ 
furt a. M. Man knüpft an dieſe Reiſe allerhand Argumentationen; 
— allein was auch das Richtige ſein mag — ſo dürfte eine An⸗ 
näherung und Verſtändigung mit dem Reichsverweſer doch eben jo 
wichtig für die deutſche Sache, als leicht folgereich für ſeine Perſon ſein. 

lums Beſchickung nach Wien wird der deutſchen Sache wenig 
Nutzen bringen, wohl aber, bei ſeiner zweifelhaften Stellung zu den 
republikaniſchen Parteiführern, eher dazu beitragen, die Sym⸗ 
pathieen, welche der wiener Aufſtand im übrigen Dentfchland 
gefunden hat, ſchon darum zu ſchwächen, weil die konſervativ⸗ 
reactionaire Partei darin einen Beweis mehr ſuchen und finden 
wird, die aus nationalen Verhältniſſen hervorgegangenen blutigen Er⸗ 
eigniſſe in Wien in eine gleich ſtrafbare Kategorie, wie die Frankfurter 
zu ſtellen und der deutſchen Sache zu ſchaden. 
Der deutſche Vaterlandsverein, der demokratiſche und der republi⸗ 
kaniſche Verein allhier werben jetzt Mitglieder als Abgeordnete zu dem 
am 26. d. M. in Berlin ſtattfindenden demokratiſchem deutſchen Kon⸗ 
greſſe. Daß auch die Linke unſerer Ständeverſammlung denſelben be⸗ 
ſchicken wolle, war eine von den vielen Lügen, die jetzt an der Tages⸗ 
ordnung ſind. 


Bem. d. Red. Nicht ſo ganz erdichtet! Der demokratiſche Kon⸗ 


greß wird ſich am 26., der Kongreß von Mitgliedern der äußerſten 
Linken deutſcher Kammern am 27. hier verſammeln. Eh bien?! 


Bernburg, 17. Oktober. Nachdem das hieſige Miniſterium — 
das einzige in Deutſchland, welches von den Miniſterien des Ancien 
Regime noch übrig war — ſchon ſeit den Märztagen, namentlich aber 
ſeit der Eröffnung des Landtags durch ewiges Temporiſiren und Sper⸗ 
ren gegen die im volksthümlichen Sinne gefaßten Landtagsbeſchlüſſe 


